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KOMMENTARE

Walter Serif über den Parteitag der Grünen am Wochenende in Bielefeld:
Umfragen und Stimmung sind gut – nur die K-Frage gärt

Fast langweilig

Vor 20 Jahren ging es beim
Kosovo-Parteitag um Krieg
und Frieden – am Wochen-

ende müssen sich die Grünen am
selben Ort mit der kriegsentschei-
denden Frage befassen, ob die Kas-
sen die Kosten für homöopathi-
sche Globuli übernehmen sollen.
Dies mag für manche ein Aufreger-
Thema sein, aber früher haben die
Grünen über brisantere Dinge
gestritten. Zum Beispiel darüber,
ob ein Liter Benzin fünf Mark kos-
ten sollte (für die Jüngeren: Das
wären heute rund 2,50 Euro).

Selbst beim Klimaschutz über-
treiben es die Grünen nicht. Sie
wollen eine CO2-Steuer von
40 Euro pro Tonne. Also zu Recht
viel mehr, als Schwarz-Rot
beschlossen hat (zehn Euro), aber
deutlich unter der von Klimafor-
schern geforderten Marke von
180 Euro. Selbst die geplante
sachte Abkehr von der schwarzen
Null oder die Erhöhung des Min-
destlohns auf zwölf Euro – mit sol-
chen Forderungen tun die Grünen
weder sich noch den Wählern so
richtig weh. Auf dem Parteitag in
Ostwestfalen stehen keine Anträge
auf der Tagesordnung, die die Grü-
nen entzweien oder den Bürgern
gar große Angst einjagen könnten.

Kein Wunder, dass im Vorfeld
der Bundesdelegiertenkonferenz
die Stimmung fast schon verdäch-
tig gut ist. Die Partei liegt in den
bundesweiten Umfragen seit län-
gerer Zeit konstant bei rund 20 Pro-
zent oder darüber – ein Ergebnis,
das sie auch bei der Europawahl im
Mai bestätigte. Doch letztlich ist
das alles nur Vorgeplänkel. Die
Grünen wollen bei der nächsten
Bundestagswahl ähnliche Zahlen
liefern, die ihnen den langersehn-
ten Abschied von der Opposition
bescheren sollen. Dort sitzen sie
schon seit 2005, und man muss
kein Sozialdemokrat wie Franz
Müntefering sein, um zu wissen,
dass Opposition „Mist“ ist. Wer
allerdings zu früh träumt, vergisst,
dass Politik keine Mathematik ist.
2018 wähnten sich die Grünen ja

schon in einer Jamaika-Koalition.
Der damalige Parteivorsitzende
Cem Özdemir hatte sich gedank-
lich darauf vorbereitet, als Außen-
minister um die Welt düsen zu kön-
nen. Jetzt darf er als Vorsitzender
den Verkehrsausschuss leiten und
sich mit Andreas Scheuers Maut-
Chaos befassen. Die FDP machte
das möglich.

Dass es bei den Grünen so gut
läuft, liegt natürlich auch an der
neuen Doppelspitze. Robert
Habeck und Annalena Baerbock
ergänzen sich seit ihrer Wahl 2018
als Parteivorsitzende gut und
beweisen,dassTeamworkauchbei
den Grünen funktionieren kann.
Und die früheren Flügelkämpfe
gehören offensichtlich der Vergan-
genheit an. Da macht sich – je nach
Standpunkt – Langeweile oder Pro-
fessionalität in der alten Krawall-
partei breit.

Kann also gar nichts mehr die
Grünen stoppen? Nun ja, es gibt
schon einen Punkt, der das Duo
Habeck/Baerbock auf die Probe
stellen könnte. Die K-Frage. Als
Baden-Württembergs Minister-
präsident Winfried Kretschmann
in einem weniger lichten Moment
Habeck zu seinem Lieblings-Kanz-
lerkandidaten erkor, erntete er
einen parteiinternen Shitstorm.
Inzwischen ist zwar wieder Ruhe
eingekehrt, aber die Frage gärt.
Habeck gehört bundesweit zu den
populärsten Grünen-Politikern,
aber nicht nur Frauen in der Partei
meinen, dass Baerbock bei Sach-
themen wie der Pendlerpauschale
mehr drauf hat. Auch deshalb
dürfte es interessant sein, wer in
Bielefeld mehr Stimmen bekommt
– selbst wenn dort „nur“ die Partei-
spitze und kein Kanzlerkandidat
gewählt wird.

Detlef Drewes ist der Meinung, dass Großbritannien
die Europäische Union mit dem Brexit ausbremst

Johnson blockiert

D ie europäische Politik ist
längst ins Stocken geraten.
Da immer noch nicht klar ist,

wann Großbritannien nun in der
Lage ist, seinen Austritt aus der
Union zu organisieren, bremst das
Vereinigte Königreich zunehmend
auch die Gemeinschaft aus.

Dass die designierte Kommissi-
onspräsidentin Ursula von der
Leyen zwei Mal schriftlich in Lon-
don um die Entsendung eines
Kommissars bitten musste, ehe die
Regierung von Boris Johnson sich
zu einer Antwort herabließ, hat
entweder mit schlechtem Beneh-
men oder Ignoranz zu tun. Dabei
hatte der Premierminister doch
jener Einigung selbst zugestimmt,
die seine Pflichten an der Spitze
eines Vollmitglieds Großbritan-
nien enthielt. Und er hatte zugleich
zugesagt, die EU nicht zu blockie-
ren. Nun tut er genau das. Denn
Europa tritt ohne eine Europäische
Kommission, die mit einem gülti-
genMandatausgestattetist,aufder
Stelle. Längst sollten die so wichti-
gen Verhandlungen über die
nächste siebenjährige Finanzperi-
ode angelaufen sein. Doch außer
ein paar laufenden Entscheidun-
gen kann die Gemeinschaft derzeit
nicht agieren.

JohnsonnimmtdasinKauf,weil
er ansonsten zuhause im Ruf ste-
hen würde, die Regeln der EU mit-
zuspielen, anstatt den Abschied zu
betreiben.Dasmagmachtpolitisch
begründbar sein. Mit Verlässlich-
keit als Politiker und Fairness
gegenüber Partnern hat das wenig

zu tun. Und doch ist das wohl so
eine Art Vorspiel auf den nächsten
AktdiesesBrexits.Dennsobaldvon
der Leyens Team sein Amt über-
nommen hat, stehen ehrgeizige
Programm zu Klimaschutz, Bin-
nenmarkt und Forschung an.

Großbritannien, das auch nach
einem Ausstieg für eine Über-
gangsphase zunächst bis Ende
2020 an die Union gebunden
bleibt, ohne sie noch weiter mitbe-
stimmen zu dürfen, muss alle
Beschlüsse übernehmen. Eine
Lösung wäre nur durch einen
raschen Handelsvertrag möglich,
für die gerade mal elf Monate blie-
ben. Ein Traumtänzer, wer dies
nach den bisherigen Querelen für
möglich hält. Also wird man sich
spätestens im Juni wieder über
eine Verschiebung des geplanten
Fertigstellungstermins auf dann
vermutlich Ende 2020 unterhalten
müssen. Damit verlängert sich
eben jener Übergang, in dem
Großbritannien ganz und gar nicht
auf eigenen Füßen stehen kann.

Kein Wunder, dass Johnsons
Machtspielchen mit der Europäi-
schen Union schon jetzt beginnen.
DerPremierministerwilldieUnion
ärgern, wo es nur geht. Sollten die
Rechtsexperten von Kommission
und Parlament nicht noch eine
Ausnahmeregelung in den Verträ-
gen finden, scheint ihm dies auch
zu gelingen. Denn dann müssten
Ursula von der Leyen und ihre
Mannschaft sogar noch bis ins Jahr
2020 warten, ehe sie endlich an die
Arbeit gehen können.

Parteitag: Grüne kommen ab diesem Freitag in Bielefeld zusammen / Baerbock und Habeck setzen auf Wirtschaft und Klimaschutz

Die Nachhaltigkeitsformel
BIELEFELD. Bielefeld ist für die Grü-
nen nicht irgendeine Stadt. Hier traf
ein Farbbeutel vor 20 Jahren Joschka
Fischer, hier zerriss die Frage, ob
deutsche Truppen in den Kosovo-
Einsatz ziehen sollen, fast die Partei.
Wenn die Grünen von Freitag an
wieder in Ostwestfalen tagen, dürfte
es im Vergleich ein Fest der Harmo-
nie werden: Wahlerfolge, Umfragen
und Mitgliederzulauf machen
selbstbewusst, die Parteichefs Ro-
bert Habeck und Annalena Baer-
bock können für ihre Wiederwahl
auf glänzende Ergebnisse hoffen.
Vor schwierigen Aufgaben stehen sie
trotzdem.

Vor 20 Jahren lernten die Grünen
schmerzhaft, was Regieren im Bund
bedeutet. Heute sind sie Regierungs-
partei im Wartestand, mit Risiken
und Nebenwirkungen. Die Erwar-
tungen sind gewaltig, die Konkur-

renz lauert auf Schwächen und hofft,
dass die 20 Prozent in Umfragen nur
ein Hype sind, der zwangsläufig bald
abklingt.

Baerbocks und Habecks Aufgabe
ist es, das zu verhindern, die Span-
nung bis zur nächsten Wahl zu hal-

ten. „Nachhaltig“ ist ein Lieblings-
wort der Grünen, nachhaltig soll
auch die Partei wachsen. Dass sie in
Bielefeld für weitere zwei Jahre an
die Spitze gewählt werden sollen,
behandeln die beiden fast als Ne-
bensache.

Mehr als ein Thema
Baerbock und Habeck haben sich
vorgenommen, die Grünen zur
„Bündnispartei“ zu machen, die an-
schlussfähig in fast alle Richtungen
ist, offen für fast alle Koalitionen,
wählbar für die „Breite der Gesell-
schaft“, aber trotzdem ihren Öko-
Kern behält. Das sei noch nicht über-
all gelungen, räumte Baerbock diese
Woche ein, das sehe man an Thürin-
gen. In Bielefeld sollen aber Sachthe-
men im Vordergrund stehen, und
zwar vor allem die Wirtschaft. Was
die Zuschreibung von Kompetenz

angeht, hat die Ökopartei da noch
viel Luft nach oben. Die Wirtschaft
soll, klar, nachhaltig werden – das
Wort steht über dem Leitantrag des
Vorstands und dann noch 28-mal im
Text. Passend dazu sind als Gastred-
ner Gewerkschaftschef Reiner Hoff-
mann vom DGB und der Vorstands-
vorsitzende von Union Investment,
Hans Joachim Reinke, eingeladen.

Blick in den Antrag: Die Schul-
denbremse wollen die Grünen unter
anderem lockern und einen Milliar-
den-Fonds für Investitionen einrich-
ten. Es soll europäische Klimazölle
geben und eine neue Definition für
den gesellschaftlichen Wohlstand.

Es ist kein Zufall, dass Baerbock
den Wirtschafts-Aufschlag zusam-
men mit dem Leitantrag zum Klima-
schutz vorstellt. Denn als Ein-The-
men-Partei wollen die Grünen nicht
dastehen.

Baerbock und Habeck sind am Freitag
beim Parteitag in Bielefeld. BILD: DPA

Wenn Deutschland jüdisches Leben
in Deutschland fördern will, dann
muss es auch sichtbar sein. Man soll-
te die kulturellen Unterschiede in ei-
nem Land feiern.

Wie reagieren Sie, wenn Juden
nach dem Terror von Halle nach
Israel auswandern wollen?

Issacharoff: Das ist eine ganz
schwierige Frage für mich. Ich bin in
England aufgewachsen und habe
mich im Alter von 22 Jahren ent-
schieden, nach Israel zu gehen und
dort zu leben. Das war eine ganz per-
sönliche Entscheidung, zu der mich
niemand gezwungen hat. Ich würde
niemandem sagen, wo er zu leben
hat. Offen gesagt: Ich habe von vie-
len Juden gehört, die mit der Lage in
Deutschland hadern. Viele fragen
sich, ob ihre Kinder eine Zukunft in
diesem Land haben. Ich kann die
Zweifel und Ängste nachvollziehen.
Ich glaube, dass alles getan werden
muss, um die Sicherheit der jüdi-
schen Gemeinde und ihrer Einrich-
tungen zu erhöhen. Ich hoffe sehr,
dass die Tat von Halle kein Auslöser
von vorschnellen Entscheidungen
sein wird. Bei antisemitischen An-
griffen sollte meiner Meinung nach
nicht die erste Reaktion darin beste-
hen, aufzustehen und Deutschland
zu verlassen. Wir müssen solchen
Attacken entschieden entgegentre-
ten, damit Juden in Deutschland si-
cher leben können, so, wie sie es wol-
len.

überall in Deutschland die Kippa
zu tragen?

Issacharoff: Ich bin Botschafter, kein
Rabbi, und halte mich lieber zurück,
religiöse Empfehlungen abzugeben.
Ich bin ein säkular lebender Jude
und trage die Kippa zu gewissen An-
lässen. Ich trage die Kippa nicht als
ständiges Zeichen. Aber das soll kein
Zeichen für andere sein. Ein Jude in
Deutschland sollte sich wohl dabei
fühlen, die Kippa immer und überall
zu tragen. Wenn ich davon abraten
würde, was folgt dann? Sollten dann
Juden mit Bart sich besser rasieren?
Sollten Juden aufhören, auf der Stra-
ße auch mal Hebräisch zu sprechen?
Wo soll das enden? Es bringt nichts,
seine Identität zu verschleiern.

Antisemitismus: Israels Botschafter Jeremy Issacharoff beklagt zunehmende Judenfeindlichkeit in Deutschland

„Der Aufstieg der AfD macht
mir besonders Sorgen“
Von unserem Redaktionsmitglied
Karsten Kammholz

MANNHEIM. Besonders nach dem
Anschlag auf die jüdische Gemeinde
in Halle warnt Israels Botschafter Je-
remy Issacharoff bei seinem Besuch
in Mannheim vor wachsendem An-
tisemitismus in Deutschland. Viele
Juden fühlten sich nicht mehr sicher.

Herr Issacharoff, Sie sind seit mehr
als zwei Jahren Boschafter in
Deutschland. Wie nehmen Sie das
Israel-Bild der Deutschen wahr?

Jeremy Issacharoff: Zu meinen
Hauptaufgaben gehört, Kontakt zur
Bundesregierung, zum Bundestag
und zu den Behörden zu halten. Da
erlebe ich eine dynamische Partner-
schaft. Deutschland ist in Europa
unser wichtigster und stärkster Part-
ner auf vielen politischen und wirt-
schaftlichen Ebenen. Ich glaube, in
den vergangenen 20 Jahren hat sich
da viel getan. Deutsche sehen Israel
inzwischen mit anderen Augen, und
Israelis haben ein verändertes Bild
von Deutschland. Den Satz „Ich
würde nie nach Deutschland reisen“
höre ich in Israel heute kaum noch.
Und die Deutschen reisen immer öf-
ter in unser Land. Eine meiner größ-
ten Herausforderungen ist es, dass
bei allen Deutschen diese starken,
engen Bindungen beider Länder
auch ankommen.

Wie schätzen Sie die Lage der Ju-
den in Deutschland ein?

Issacharoff: Ich sehe die antisemiti-
schen Entwicklungen im Lande mit
großer Sorge. In den vergangenen
Monaten wurden Rabbiner in
Deutschland attackiert. Und der An-
griff in Halle hat uns alle schockiert.
Die Zukunft der Juden in Deutsch-
land treibt mich um. Der Aufstieg der
AfD als stärkste Oppositionskraft im
Bundestag macht mir besonders
Sorgen. Manche Äußerungen von
AfD-Politikern sind absolut inakzep-
tabel – erst recht nach dem Attentat
von Halle.

Haben Sie eine Erklärung, warum
die Zahl der antisemitischen Straf-
taten in Deutschland wächst?

Issacharoff: Der Holocaust endete
1945. Aber der Antisemitismus ist
danach nicht aus Deutschland ver-
schwunden. Es gibt Gesellschafts-
schichten, die noch vor Jahren nicht
zugegeben hätten, judenfeindlich zu
sein. Heute trauen sich diese Men-
schen, ihre Geisteshaltung zu zei-
gen. Erst kommen die Worte, dann
folgen die Taten. Diese Entwicklung
ist keine rein deutsche. Wir erleben
sie auch anderswo in der Welt, etwa
in den USA. Es darf keine Toleranz
für solche Strömungen geben. Wer
schon mit seinen Worten Gewalt ge-
gen Juden verherrlicht, muss die vol-
le Härte des Rechtsstaats zu spüren
bekommen. Ist das die einzige Ant-

wort auf den Antisemitismus? Sicher
nicht. Aber es ist eine abschreckende
Maßnahme.

Tun der deutsche Staat und seine
Sicherheitsbehörden genug im
Kampf gegen Antisemitismus?

Issacharoff: Es ist ein kompliziertes
Phänomen, das eine Vielzahl von
Maßnahmen erfordert. Daher ist es
so wichtig, dass die Polizei Spezialis-
ten ausbildet, die alle Formen des
Antisemitismus erkennen können.
Dafür braucht man Ressourcen.
Aber wie gesagt: Der entscheidende
Faktor im Kampf gegen Judenfeind-
lichkeit lautet: null Toleranz.

Würden Sie Juden empfehlen,

Jüdisches Leben muss in Deutschland sichtbar sein, betont der israelische Botschafter Jeremy Issachroff. BILD: DPA

In Großbritannien geboren

� Jeremy Issacharoff wurde 1955 in
London geboren.

� Seit August 2017 ist der Diplomat
Botschafter Israels in Deutschland.

� Issacharoff ist verheiratet und hat
zwei Söhne und eine Tochter.

� Kritisiert wurde seine Berufung,
weil die Kommission des israelischen
Außenministeriums ihn unter acht
weiteren Kandidaten auswählte,
obwohl Issacharoff der deutschen
Sprache nicht mächtig war.

Israels Botschafter Jeremy Issacharoff
(r.) und Karsten Kammholz. BILD: BLÜTHNER

Die Flügelkämpfe
sind bei den Grünen

erloschen. Die Partei übt
sich in Harmonie

1 / 1


